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Planzeichnung 
Es gilt die BouNVO 1990 

SATZUNG DER GEMEINDE EPENWÖHRDEN DES BEBAUUNGSPLANES NR. 3 
FÜR DAS GEBIET "NÖRDLICH DER STRASSE "WITTMEHREN" UND ÖSTLICH DER 
GEMEINDESTRASSE "ALTE LANDSTRASSE" (TEILGELTUNGSBEREICH A)" UND FÜR 
DAS GEBIET "WESTLICH DER LANDSTRASSE 147 UNMITTELBAR ÖSTLICH DER 
"NORDERMIELE" UND SÜDLICH DER GEMEINDESTRASSE 28 "HESELRETHSWEG" 
(TEILGELTUNGSBEREICH A 1 )" 

Teil A 

Amtliche Planunterlage für einen Bebauungsplan 

Kreis Dithmarschen • Gemeinde Epenwöhrden · Gemarkung Epenwöhrden · Flur 6 · Maßstab 1' 1000 

• 

• I 
• 
I „ 

Aufgrund des § 1 O des Bougesetzbuches, sowie nach § 92 der Londesbouordnung wird noch Beschluss­

fassung durch die Gemeindevertretung vom_ 0.J_..Y_T..:.Joo_,1. __ ~olgende Satzung über den Bebauungsplan 

Nr. 3 für das Gebiet "nördlich der Straße 'Wittmehren' und östlich der Gemeindestraße 28 'Alte Landstroße"' 

(Teilgeltungsbereich A) und für das Gebiet "nordwestlich der Landstraße 147 unmittelbar östlich on der 

'Nordermiele'und südlich der Gemeindestraße 28 'Heselrethsweg'" (Teilgeltungsbereich A1) bestehend aus der 

Planzeichnung Teil A u. Teil A1 und dem Text Teil B, erlassen: 

Planzeichnung Teil A1 

• 

* und mit Genehmigung des Landrats des Kreises Dithmarschen vom .;J...!L.J.:5......J..QJ)L 

TEXT TEIL B 

1. 

1 .1 

7.2 

2 . 
2 7 

Nutzungsbeschränkungen innerhalb der allgemeinen Wohngebiete - WA -
(§ 4 BouNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BouGB) 
Die noch § 4 Abs. 2 Nr. 1 BouNVO zulJssigen Wohngeböude d i.irfen bei Einzel- und 
Doppelhäusern nicht mehr als 2 Wohnungen hoben (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauG8). 

Die noch § 4 Abs . . 3 f~r. 4 und 5 BcuNl/0 01Jsnohmsweise zu lässigen Nutzungsorten 
- Gartenbaubetriebe, werden nicht zugelassen . 

Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 4 BouGB und § 92 LBO Schl.-H.) 
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Fl ur 4 
Blatt 4 

Zeichenerklärung 
Festsetzungen 
Erlöuterungen 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplones 

a ll gemeines Wohngebiet 

Zahl der Vollgeschosse (I) als Höchs'igrenze 

Grundflächenzahl 

Firsthöhe .J ls Höchstmaß 

offene Bauweise 

nur Einzelhäuser zulässig 

nur Einzel - u. Doppelhäuser zulässig 

8o ugrenze, die nicht überschritte!'\ werde!'\ darf 

Stro ßenverkehrsflächen 

Verkehrsfüiche besonderer Zweckbestimmung 
-verkehrsberuhigter Bereich-

S tra ßenbeg ren zu ngsl inie 

Bereich Qhne Ein- und Ausfahrt 

Fläche für die Abfol len!scrgung - Müllbehdlter -

Flächen für Mcßnohmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Lcndschaft 

offener Grcben 

mit Geh - , Fchr- und Leitungsrechten zu belcstende Flöchen 
zugunst,<>n der Bcugrundstücke 6, 9 u. l 0 

Abgrenzug unterschied licher Nutzung 

Darstellung ohne Normcharakter 

geplcnte Flurstücksgrenze 

Flurstücksnummer 

Grundstücksnummer 

Anzahl der Parkplätze 

'1orhandene bculiche Anlegen 

Sichtdreieck 

Fl 

M. 1 :2500 

§ 9 Abs. 7 BouGB 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 8c uGB 

scwie § 4 BcuNl/0 

§ 9 Abs. 
§§ 16 Abs. 

Nr. 1 Eo,JGB sow ie 
2, 17 u 20 BauNVO 

" 

§ 76 Abs. 2 und § 18 BouNVD 

§ 
§ 

9 Abs. 
22 Abs 

" 

Nr. 2 BauGB, 
2 Bou rNO 

" " 

§ 9 Abs . 1 Nr 2 Ba uGB sowie 
§ 23 8cuNVO 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 1 BouGB 

§ 9 Abs. 1 Nr. 71 8auGB 

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BcuN\10 

§ 9 Abs . 1 Nr 14 B::iuGB 

§ 9 1\bs. 1 Nr. 20 BcuGB 

§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BouGB 

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BcuGB 

§ 16 Abs. 5 ea,JN'/0 

2.2 

2.3 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

- Dachneigung: 

Dacheindeckung 

Außenwände: 

Ausn::ihme: 

30· bis 50" 
- bis 60' bei einem Wa lm 
- bis 20% der Grundf läche der 

Hcuptgeb::iude sind mit einer 
anderen Dachneigung zuläss ig 

Dachpfannen oder Schiefer, 
Solarcnlagen 

Verblendmcucrwerk 
oder Außenwondputz 
gestrichen 
1/erblendmauerwerk 
oder Außenwcndpub 
gestri chen 
mi\ Teilf lächen in 
anderen Materialien. 
Oos Verblendmouerwerk 
oder der Außf!nw(]nd­
putz müssen Llberwieyen 

- Holz 

Gorooen, Nebenonlogen •.md Anbauten 

- Dachneigung: 

Außen wo ndgestolt,.1 n g; 

Flachdcch oder geneigte 
Dächer bis so· 
wie die GebOude 

- Wintergärten in Glc:is­
bauweise mi t Holz-, 
Kunststoff- oder 
Meta 11 ko nslr u k lionen, 

- Carports in Holzbauweise 

Grundstückszufahrten, private Stellplatze und Parkp lätze 

Die Grundstückszufahrten, und die privaten Stel lplätze SO'llie die öffentlichen Porkpl-:ilze 
sind nur in wasserdurchl-:iss igem Material zulässig. , 
Bituminöse Baustoffe und großilächiqe Betonplatten Liber C,,25 m werden nicht 
zugelassen. · , 

Höhen der boulichen Anlogen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BouGB, § 16 Abs. 2 BouNVO) 
Scckelhöhe 
Die Obe1kanle des Erdaeschoßfußbodens (Sockelhöhe im Rohbuu) d,Jrf im Mi\tel 
0,60 m über OK der mittleren Straßenochse bezogen ouf den an liegenden 
Grundstücksabschnitt nicht überschreiten. 

Einfriedungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 Abs. 4 BouGB, 
§ 92 LBO Schl.-H.) 

/Js Einfriedungen zu ,fon öffent lichen \ierkehrsnächen sind zulässig, 
- freiwachsende und geschnittene Hecken cus standort gerechten Laubgehölzen 

Arten stcndortgerechter Lcubhölzer für 
freigewochsene Hecken: 
Schwarzer Holunder - Sombucus nigr<J 
Hcsel - Corylus avellona 
Heckenkirsche - Lonicero xJ•loc-teum 
Pfeifenstrouch - Philadelphus coroncrius 

geschnittene Hecken: 
Hcinbuche - Ccrpinus betulus 
Rot-Buche - Fagus sylva\ica 
Feld- Ahorn - Acer ccmpestre 
Weißdorn - Crataegus monogyna 

(bei zusätz licher Einzäunung muß der Zmm in der Pflanzung liegen) 
Je Baugrundstück ist eine Oifnung bis max. 4,00m Breite für die Grundstü::ks­
zufahrt unci 1,50rn Breite fü r einen Zugcng zulässig. 
Friesenwölle 

- Holzlattenzäune 

Die max. Höhe darf 1,20m i..iber der angrenzenden 1/erkehrsflöche nicht überschreilen. 

Grundstückszufahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BouGB) 

Für die Grundstücke Nr. 1 und 25 sind Zufohri en 2ur Gemeindestraße 28 "Alte Land­
straße" nicht zulässig. 

Schutzstreifen 

Auf den B::iugrundstücken 1 ß-25 ist zum angrenzenden Graben ein Sfreifen von 2rn, 
gemessen von der Böschungskante, von jeg licher Bebauun9 und Lugerung zum Schulz 
der Uferkarde freizuhu l\en. 

Grundwasserschutz § 1 Abs. 5 BouGB i.V,m. § 1 a WHG 

Eine douerhcfte Grundwasserabsenkung oder Mcßnahmen die zu einer douerhcftH, 
Grundwosserobsen!\ung führen sind nicht zulässig. 

Zuordnung 

Die Flächen und die Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Bc1den, Natur und Lcndschcft im Plangelt ungsbereich A.1 werden all c>n Bougrundsücken 
im Plongeltungsbereich A zugeordnet. 

------------ ---------- ----- --------- ---

1. Aufgestellt autgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom_Q'j-.._Jf.!.tii.!iJ, 
Die crtsüb liche Bekonntmochu ng des P,,uf ste llungsbeschlusses ist durch Abdruck in den 
T ageszeitun-~en cm..A O, Jl ,1 ./\S.!l 1_€ rfc.lgt . 

2. Die frühzeitige Bürgerbeteil igung ncch § J Abs. 1 Salz 1 BauGB wurde cm..A~..._QJ..:cJ..t.W..,i 
durchgeführt. 

3. Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belonge wurden mit Schreiben 
vom_Q_J.JL'±._.J:Q.ll.-1._zur Abgebe einer S1el lungnchme aufgefordert. 

4. Die Gemeindevertretung hat cm /14-. 03,~J'/1 den Entwurf des Beb.Juungs-
planes mit Begründung beschlossel'\ und zur Auslegung bestimmt. 

5 , Der Entwurf des Bebauu ngspla nes, best ehend aus der Planzeichnung (Te il A) und 
(Teil A1) dem Text (Teil B). sowie die Begründung hal;en in der Zeit vom .il-1:_&.':f',_~Q,1_ 
bis.LL=l:...O~dtU2_,1_während der Sµrechslunden n• ::h 1 3 Abs. 2 BauCB öffentlich cusge ­
legen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, daß Anregungen während 
der Aus legungsfrist von ollen Interessierten schr iftlich oder zur Niederschriit geltend 
gemocht werden ktinnen, am_Q_~J)_'t.J.JI.Qd __ durch Abdruck in den Tcgeszeltung,en 
ürtsüblich bekcnntgemocht. 

7. Dre Gemeindevertretung hct die vorgebrachten Anregungen sowie die Stellung­
nahmen der· Träger öfferillicher Belungt: um_.Q..J,._lll-_,_.2.L/fl.<l_geprüf\ . 
Das Ergebnis wurde mitgetei lt. 

8. Oie Gemeindevertretung hct den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung 
(Te, I A) und dem Text (Te, I 8) cm_QJ.J2..t:~JL,1._ols ~atzung bescz lo s~ d 
die Begrundung durch Beschluß gebi lligt , _ /1 (,'-

//,;,'- ~:;c, , / 
Epccwchrnec, JJ. OJ. :;i oo;,__ ,/ 'fl #1+1/l i/ß"C/'~ 

. Bürgermeister fJi.• · 

< ·/~ i/0' 
G. Der katos1ermä ßi,~e Bes tand cm_.L..;,":;· ·· _ .:.l _ ·sö'('ie die geometrischen Festi '---~­

legungen der neuen stödtebau lic('~rJ ,P_loni.:mg ,,.-erdt • ols richt ig bescheinig_L 

Meldorf, den Q ~ i;J. ~G~l ~- ;:,/J/ ~ 
Leiter des Kota ercmtes 

9. Die 8ebaUL,ngsplansotzung, bestehend cus der Plcnzeichnung (Teil A) und (TeilAl un1 r 1,,;o~ 
dem Text (Teil B), wi rd hiermit cusgefertigt und ist bekanntzumcchen. -~c ~ .-.\. 1\ dE.I-

Epenwöl',rden , -0:J, ~[,,_v,.~ J-01),7.. 

v(} ~p~ 1•· ,, " HJ" 

JÄ I M1 {. u ;~;,, ;i;;;l" 
Bürgermeister (:0 t. ,Ji1. / 

\~~~~ 
10 ""'"~er Beschluß des 13?1os1:wflgsf)lsre-;i dureli die Gerneini!le,ertnlu11:i 011d die Ste1te;::=:::: 

bei der der Plcn cuf Dcuer wöhrend der Sprechstunden von allen Interessierten 
eingesehen we1deri konr urid die über den Inhalt Auskunft erteilt. sind vom 
---------~MJ.'.!.l,.PJ,..,,4Cj).,;l.,__ortsüblich bekanntgemacht worden. 
In der Bekanntmachung ist out die Mögl ichkeit. eine Verletzung vcn 1/erlchrens­
und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung einsch ließ lich der sich 
ergebenden Rechtsfo lgen (§ 275 Abs. 2 BouGB) sowie auf die Möglichkeit Ent ­
schädigungsonsprüche geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche 
(§ 44 BouGB) hingewiesen worden. Auf dje Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO 
wurde ebenfalls hingewiesen. Die Setzung ist m ithin a':1..J.1.;l_,_[{.z~~in Kr. ~ 
getreten. . /l ?~·~11:u,Dr. 

V, .P EPF.\ ,1 ,1 

Epenwöhrden, ;1.2' 0 b. J.O O l. /, ; r-11 ..lf,, /J KREll omt ' r' 

* 8o. De'. Lo;d•~l des Kce;se, •;thmocschec hol m;t Bsso::::,::::~~'2_,5
0

,!.~Q ~·: ,/ / I 
Az.:_"t,1k_W-.1 .,i.4QM.d1ese. Be_bouun~splonsatzunq, bestehend cus der Planzeichnung :::....:=:-__.... 
(Teil A) und dem Text {Teil BJ, ;y„t Nebrnbest1t1'1ffltlfl':JeA uA4 Hinweisen- genehmigt. 

8b. Die GeR1eiri.ie\/ertFeüm~ hat die4kBeAMs~i:.geri Ourc/1-dffi--Sffi~m:ie-mGefl 
-9e-sefl~ffl _ effü ll~, 9ie l iin,rnise siml l,9aohtet, 
Dei Lomi,tlt_ des Kreises Oitllmetsel<ieR flot--die~a ~lebenbestimmungen 
fl'lit Besche1S ,e111 Az.. besttiligt. 

Dec H;cwefo ;st bsochtet 0;./1,,/J(f. 
Epenwährden, 01, ]l"HA...l .J...OOJ.. /(/1 f"l' I 

\! Bürgermeister " 

' 
\ ~·, . 'j ,.;r,.;,i: '"· 

'?0~J 
·*_., Die Erteilung der Genehmigung des Bebauungsplcnes sowie 

Übersichtsplan M 1 : 25000 

Bebauungsplan Nr. 
der Gemeinde 

Epenwöhrden 
F"ür das Gebiet "nördlich der Straße 'Wittmehren' und östlich der 

Gemeindestraße 28 'Alte Landstroße"'(Tellgeltungs­

bereich A) und für das Gebiet "nordwestlich der Land­
straße 147 unmittelbar östlich an der 'Nordermlele' 
und südlich der Gemeindestraße 28 'Heselrethsweg0 

(Teilgeltongsberelch A 1) 
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Begründung 

zum 

Bebauungsplan Nr.3 

der Gemeinde 

Epenwöhrden 

für das Gebiet 

11 nördlich der Straße Wittmehren 
und 

östlich der Gemeindestraße 28-Alte Landstraße- 11 

(Teilbereich A) 

und 

für das Gebiet 

11nordwestlich der Landestraße 147 
unmittelbar östlich an der Nordermiele 

und 
südlich der Gemeindestraße 28 Heselrethsweg 11 

(Teilgeltungsbereich A 1 ) 
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1. Allgemef nes 
Die Gemeinde Epenwöhrden hat z. Zt. rd. 759 Einwohner. Epenwöhrden be­
steht aus dem Ortskern Epenwöhrden und den Ortsteilen Oehling, Klampwehr, 
Epenwöhrdener Feld und Epenwöhrdener Moor. Die Gemeinde Epenwöhrden 
befindet sich im Westen des Kreises Dithmarschen an der Bundesstraße 5 ( B5) 
zwischen Meldorf und Hemmingstedt. Das Gemeindegebiet von Epenwöhrden 
liegt überwiegend im Naturraum Ditmarscher Marsch. 

Nach dem Regionalplan von 1984 des Planungsraumes IV des Landes Schles­
wig-Holstein zählt die Gemeinde Epenwöhrden zum Nahbereich der Stadt 
Meldorf als Unterzentrum. Als Hauptfunktion weist der Regionalplan der Ge­
meinde Epenwöhrden die Wohnfunktion zu; die erste Nebenfunktion stellt die 
Agrarfunktion dar. 

2. Lage des Bebauungsplangebietes 

Der Bebauungsplan besteht aus den Teilflächen A und A 1. Die Lage der Teilflä­
chen ist aus dem Übersichtsplan im Maßstab 1 : 25.000 zu ersehen. 

Das Gebiet der Teilfläche A liegt im Osten der bebauten Ortslage von Epen­
wöhrden unmittelbar nördlich des Gebietes zum Bebauungsplan Nr.2 der Ge­
meinde Epenwöhrden. 
Im Geltungsbereich der Teilfläche A hat die Gemeinde Bauflächen für ein All­
gemeines Wohngebiet festgesetzt. Der Plangeltungsbereich umfasst eine Flä­
che von ca. 2,32 ha. 
Das Gebiet der Teilfläche A 1 liegt im Ortsteil Epenwöhrdener Moor westlich der 
Landesstraße 147 und unmittelbar östlich an der Nordermiele und umfasst eine 
Fläche von 1.115 ha. 

3. Topographie 

Das Gelände des Plangeltungsbereiches Teil A liegt insgesamt relativ eben auf 
einem Niveau um ca. 2m über NN. 
Die Fläche des Plangeltungsbereiches Teil A 1 liegt im Epenwöhrdener Moor auf 
einem Niveau von 0.00 NN. 

4. Eigentumsverhältnisse 

Die Eigentumsverhältnisse sind aus dem Eigentümerverzeichnis zu ersehen. 

Nahezu die gesamte Fläche der Plangeltungsbereiche A und A 1 befindet sich 
im Eigentum der Gemeinde. Sie ist zum Zwecke der Baulanderschließung und 
der Bereitstellung von Ausgleichsflächen angekauft worden. Lediglich eine im 
Nordwesten des Plangeltungsbereiches Teil A befindliche Grundstücksfläche, 
die im Bebauungsplan zwei Baugrundstücke umfasst befindet sich in privatem 
Eigentum. 
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5. Notwendigkeit der Erschließung und Planungsziele der Gemeinde 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist erforderlich geworden, um dem auf­
tretenden Bedarf der Gemeinde an Baugrundstücken für Wohnhausbauten in 
überwiegend eingeschossiger und offener Bauweise in einem allgemeinen 
Wohngebiet {WA) Rechnung zu tragen. 

Die Gemeinde Epenwöhrden verfügt derzeit nicht über einen wirksamen Flä­
chennutzungsplan. Den Entwurfs- und Auslegungsbeschluss für den Flächen­
nutzungsplan hat die Gemeinde bereits gefasst. Die Aufstellung des Bebau­
ungsplanes erfolgt demzufolge nach § 8 Abs. 3 Satz l und 2 BauGB. 

Die Größe des Plangeltungsbereiches wurde notwendig, um den künftigen Be­
darf an Wohnbaugrundstücken für den überwiegend örtlichen Eigenbedarf bis 
zum Jahre 2010 zu decken. Zudem wird durch die Anbindung an die Bebau­
ung der Bebauungspläne 1 und 2 eine günstige städtebauliche Gesamtgestal­
tung mit der übrigen Ortslage und eine vertretbare Lösung der Erschließungs­
maßnahmen angestrebt. 
Es sollen 27 Wohnbaugrundstücke erschlossen werden. Dabei hat die Gemein­
de aus Gründen der städtebaulichen Ordnung zwei Baugrundstücke in den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes einbezogen, für die sonst eine Geneh­
migungsgrundlage nach § 34 BauGB gegeben wäre. Die Gemeinde beab­
sichtigt, hier in Anknüpfung an die bebaute Ortslage der Ortschaft Epenwöhr­
den in Fortsetzung der Allgemeinen Wohngebiete der Bebauungspläne 1 und 
2 eine Wohnstruktur zu entwickeln. 

Zur Verwirklichung der Planungsziele, zur Festigung der Wohnstruktur mit einer 
überwiegenden 11Einfamilienhausbebauung11 wird ein Allgemeines Wohngebiet 
mit Nutzungsbeschränkungen festgesetzt. Es werden Einzelhäuser und in Teil­
bereichen Doppelhäuser in offener Bauweise zugelassen. Bei den Wohnge­
bäuden wird eine Ausnutzung von max. 2 Wohnungen festgelegt. Die Ge­
meinde geht aufgrund ihrer bisherigen Erfahrungen mit den Neubauten der 
letzten Jahre davon aus, dass hier vornehmlich Wohnhäuser mit nur einer Woh­
nung oder mit einer zusätzlichen Einliegerwohnung entstehen werden. 

Bei den Festsetzungen eines Allgemeinen Wohngebietes sind weiterhin auch 
die Belange des Umweltschutzes beachtet worden, so ist die Festsetzung der 
GRZ mit 0,25 bis 0,3 unterhalb der nach § 17 BauNVO zulässigen Festsetzung von 
0,4 erfolgt. Diese Festsetzungen dienen damit auch dem Gebot des sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden nach dem Baugesetzbuch sowie einer vom 
Bundesnaturschutzgesetz geforderten Eingriffsminimierung in den Naturhaus­
halt. 

Zur besseren Einpassung des allgemeinen Wohngebietes in das Ortsbild mit 
seinem dörflichen Charakter, hat die Gemeinde auch gestalterische Festset­
zungen nach §92 Landesbauordnung Schleswig-Holstein getroffen. Gleichwohl 
hat die Gemeinde hier Zurückhaltung walten lassen um den Grundstücksei­
gentümern ausreichende Möglichkeiten bei der äußeren Gestaltung ihrer Ge­
bäude einzuräumen. 
Um auch in Epenwöhrden künftigen Bauherren die Möglichkeit einzuräumen, 
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bei der Planung der Gebäude, hinsichtlich eines Konzeptes zum sparsamen 
Umgang mit Energie, eine Optimierung des Gebäudekubus anzustreben, hat 
die Gemeinde in Teilbereichen auf eine Begrenzung der Anzahl der zulässigen 
Vollgeschosse verzichtet und hier die absolute Höhe der baulichen Anlagen 
durch die Festsetzung einer maximalen Firsthöhe begrenzt. 

Die Gemeinde beabsichtigt auch den Planungshorizont 2001 berücksichtigend, 
den Bebauungsplan in 2 Abschnitten zu erschließen. Es ist beabsichtigt, vorerst 
in einem ersten Erschließungsabschnitt die Baugrundstücke Nm. 6- 21, mithin 16 
Baugrundstücke zu erschließen. Auch bei der Veräußerung wird die Gemeinde 
den landesplanerischen Entwicklungsrahmen für Epenwöhrden berücksichti­
gend die Baugrundstücke eigenbedarfsorientiert veräußern. 

Der Bebauungsplan wird der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung der 
Gemeinde nicht entgegenstehen. 

Der Bebauungsplan sieht spätere Erweiterungsmöglichkeiten in nördlicher Rich­
tung vor. 

6. Maßnahmen für die Ordnung des Grund und Bodens 

Soweit die vorhandenen Grenzen eine Bebauung nach dem vorliegenden Be­
bauungsplan nicht zulassen, können bodenordnende Maßnahmen nach §§ 45 
ff. BauGB, bei Grenzregelungen das Verfahren nach §§ 80 ff. Bau GB sowie bei 
Inanspruchnahme privater Flächen für öffentliche Zwecke das Verfahren nach 
§§ 85 ff. BauGB vorgesehen werden. 
Die Maßnahmen und Verfahren werden jedoch nur dann vorgesehen, wenn 
sie nicht oder nicht rechtzeitig im Wege freier Vereinbarungen durchgeführt 
werden können. 

Bei den Bodenverkehrsgenehmigungen ist auf den Bebauungsplan als ge­
meindliche Satzung und deren Beachtung hinzuweisen. 
Daneben wird die Gemeinde in den Grundstückskaufverträgen folgende Re­
gelungen treffen oder Hinweise geben: 

Für die, über eine mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht festgesetzte Fläche 
erschlossenen Baugrundstücke Nrn. 6 und 9, wird ein Standort im Bereich der 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung - verkehrsberuhigter Bereich -
Straße B bereitgestellt, an dem am jeweiligen Abfuhrtag die Behälter für die 
Müllbeseitigung rechtzeitig so aufgestellt werden können, dass eine gefahrlose 
Abfallentsorgung möglich ist ( siehe auch Ziffer 8.1 dieser Begründung ) . Gleiches gilt 
für die durch den Wohnweg erschlossenen Baugrundstücke Nrn. 5, 26 und 27 in 
Verbindung mit der Planstraße A und für das Baugrundstück Nr. 10 in Verbin­
dung mit der Planstraße C. 
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7. Versorgungseinrichtungen 

7 .1 Stromversorgung 

Die Versorgung des Baugebietes mit elektrischer Energie erfolgt über das Lei­
tungsnetz der Schleswag AG. Die Straßen werden ausreichend beleuchtet. 

7 .2 Gasversorgung 

Die Gemeinde Epenwöhrden ist an das Erdgasversorgungsnetz der Schleswag 
AG angeschlossen. Die Gemeinde geht daher davon aus, dass auch der 
Plangeltungsbereich Teil A an das Versorgungsnetz angeschlossen wird. 

7.3 Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung im Plangeltungsbereich A erfolgt durch den Wasserbe­
schaffungsverband Süderdithmarschen in Nindorf. 

7 .4 Feuerlöscheinrichtungen 

Das in den Straßen zu verlegende Wasserleitungsnetz erhält in den vorge­
schriebenen Abständen Unterflurhydranten, die eine ausreichende Brandbe­
kämpfung sicherstellen. 
Der Gemeinde ist bekannt, dass Aufwendungen für die Löschwasserversorgung 
vom Verband nur dann übernommen werden, soweit diese mit technisch, hy­
gienisch sowie verbrauchsabhängigen Anforderungen vereinbar und aus Un­
terhaltungsgründen für den Verband notwendig sind. Der Einbau zusätzlicher 
Löschwassereinrichtungen ist kostenpflichtig. 

7.5 Telekommunikationsleitungen 

Die Deutsche Telekom AG beabsichtigt im gesamten Gebiet des Plangel­
tungsbereiches A im Bereich der Straßen und Wege Telekommunikationskabel 
zum Zeitpunkt der Erschließung auszulegen. 

8. Entsorgungseinrichtungen 

8.1 Müllbeseitigung 

Die Müllbeseitigung erfolgt in geschlossenen Gefäßen über die zentrale Müll­
abfuhr. Sie ist durch Satzung über die Abfallbeseitigung im Kreis Dithmarschen 
geregelt. 
Durch die Lage der künftigen Baugrundstücke ist gewährleistet, dass sämtliche 
Abfälle und Wertstoffe im Geltungsbereich der Satzung über die Abfallwirt­
schaft im Kreise Dithmarschen in der zur Zeit geltenden Fassung durch die Be­
wohner der Baugrundstücke am jeweiligen Abfuhrtag rechtzeitig so aufgestellt 
werden können, dass eine gefahrlose Abfallentsorgung möglich ist. 
Für die, über eine mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht festgesetzte Fläche 
erschlossenen Baugrundstücke Nrn. 6 und 9 , wird ein entsprechender Standort 
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im Bereich der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung - verkehrsberu­
higter Bereich - Straße B bereitgestellt. Hierauf wird die Gemeinde in den 
Grundstückskaufverträgen zu den betroffenen Baugrundstücken gesondert 
hinweisen ( siehe auch Ziffer 6 dieser Begründung ) . Gleiches gilt für die durch den 
Wohnweg erschlossenen Baugrundstücke Nrn. 5, 26 und 27 in Verbindung mit 
der Planstraße A und für das Baugrundstück Nr.10 in Verbindung mit der Plan­
straße C. 

8.2 Abwasserbeseitigung 
Das Schmutzwasser aus dem Plangeltungsbereich A wird mit Rücksicht auf die 
Reinhaltung der Gewässer über Kanalisationsleitungen der gemeindlichen 
Kläranlage - Klärteiche - zur Reinigung zugeführt. 
Die Kläranlage ist ausreichend bemessen. Der Anschluß des Plangebietes A 
erfordert keine Erweiterung der vorhandenen Kläranlage. 

Die Voraussetzungen für eine direkte, flächige Oberflächenwasserversickerung 
sind aufgrund der im Geltungsbereich vorherrschenden Bodenverhältnisse für 
die einzelnen Baugrundstücke nicht gegeben. Eine Versickerung auf den Bau-
grundstücken selbst kann deshalb nicht erfolgen. Das anfallende Oberflä- '--"' 
chenwasser wird daher über Gräben oder direkt in die Vorflut geleitet. 

Sollten bestehende Verbandsanlagen geändert oder berührt werden, so be­
darf es der Durchführung eines förmlichen Planänderungsverfahrens. 

Die Planung und Ausführung der erforderlichen Maßnahmen zur Einleitung des 
Oberflächenwassers und geklärten Schmutzwassers in die Vorflut hat im Ein­
vernehmen mit den Fachbehörden, dem Deich- u. Hauptsielverband in Hem­
mingstedt und der Wasserbehörde des Kreises Dithmarschen in Heide zu erfol­
gen. 

Für den Fall, dass die in Folge der Bebauung erhöhten Abflussspenden aus O­
berflächen- und Abwasser die Leistungsfähigkeit der vorhandenen Verbands­
anlagen überschreiten und diese geändert werden müssen, gehen die planeri­
schen und baulichen Maßnahmen an den Verbandsanlagen zu Lasten der 
Gemeinde Epenwöhrden. 
Die Durchführung der Maßnahme ist mit den zuständigen Fachbehörden abzu­
stimmen. 

9. Straßenerschließung 

Die für die verkehrliche Erschließung vorgesehenen Straßen berücksichtigen die 
Empfehlungen für die Anlage von Erschließungsstraßen EAE 85/95. 

Die äußere Erschließung erfolgt über die Anbindung der westlich vom Plangel­
tungsbereich verlaufenden Gemeindestraße 28 "Alte Landstraße11

• 

Die innere Erschließung erfolgt über die Planstraßen A, B und C. Die Planstraße 
A bindet an die „Alte Landstraße11 an und geht nach etwa 110 m in die Plan­
straße B über. Die Planstr. B mündet im Osten des Geltungsbereiches in die 
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Planstraße C, welche die Fortführung der Straße 11 Am Böhnäckernstrom" aus 
dem Bebauungsplan Nr.2 darstellt. 
Alle Baugrundstücke im Plangeltungsbereich werden über die Planstraßen A,B 
und C sowie über den Wohnweg erschlossen. Hierzu ist für die an die „Alte 
Landstraße" grenzenden Baugrundstücke Nrn. l und 25 im Bebauungsplan 
festgesetzt, dass Zufahrten zur Alten Landstraße nicht zulässig sind. 

Die Planstraße A bindet im Westen des Plangeltungsbereiches an die Alte 
Landstraße an um dann nach etwa 11 Qm östlich der Einmündung in die Plan­
straße B, die als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung - verkehrsberu­
higter Bereich - festgesetzt ist, überzugehen. Den Übergang bildet eine kreis­
förmige Verkehrsanlage mit einem Gesamtdurchmesser von 22 m, die bei ei­
ner vorerst teilweisen Erschließung des Baugebietes auch als Wendeanlage für 

· 3-achsige Müllfahrzeuge dienen kann. 
Die Entwurfsgeschwindigkeit für die Planstraße A beträgt 50km/h. 
Die Planstraße A verfügt über eine Fahrbahnbreite von 4,75 m und einem beid­
seitigen jeweils 1,50 m breiten Gehweg . Auf der Südseite der Planstraße A 
verläuft zwischen Fahrbahn und Gehweg ein 1,50 m breiter Bankettstreifen zur 
straßenbegleitenden Bepflanzung. Im Zuge dieses Bankettstreifens werden 2 
öffentliche Parkplätze eingerichtet. Von der Planstraße A entwickelt sich in 
nördlicher Richtung ein Wohnweg von insgesamt 5 m Breite. Am Ende des 
Wohnweges, der 3 Baugrundstücke erschließt, sieht die Gemeinde eine Wen­
deanlage für Personenkraftwagen vor. Mit der Anordnung des Wohnweges 
hält die Gemeinde sich die Option offenl künftig an dieser Steife eine Verbin­
dung zu dem nördlich des Plangeltungsbereiches liegenden Erweiterungsge­
biet zu ermöglichen. Am östlichen Ende der Planstraße A sieht der Bebau­
ungsplan eine kreisförmige Verkehrsfläche als Übergang zur Planstraße B als 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung - verkehrsberuhigter Bereich -
vor. Die Planstraße B wird in einer Breite von 6,00 m als Verkehrsfläche beson­
derer Zweckbestimmung - Verkehrsberuhigter Bereich - festgesetzt. Die Ge­
meinde wird die Planstraße B so ausbauen, dass hier ein Verkehrsberuhigter 
Bereich entsprechend Verkehrszeichen 325 entsteht. Dafür ist es erforderlich, 
dass sie sich durch ihre bauliche Gestaltung deutlich von anderen Straßen un­
terscheidet und den Eindruck erweckt, dass die Aufenthaltsfunktion überwiegt 
und der Fahrzeugverkehr eine untergeordnete Rolle spielt. Weiterhin ist ein ni­
veaugleicher Ausbau ohne optische Trennung von Gehweg und Fahrbahn er­
forderlich. Im Rahmen einer erforderlichen Detailplanung wird die Gemeinde 
sicherstellen, dass durch die Gestaltung der Verkehrsflachen auch nur das 
Fahren in „Schritttempo 11 möglich ist. Bei der Gestaltung der Verkehrsflächen 
wird die Gemeinde neben der Bereitstellung von 3 öffentlichen Parkplatzen 
auch berücksichtigen, dass in unmittelbarer Nähe der angrenzenden Flächen, 
die mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Anlieger der Bau­
grundstücke 6 und 9 belastet sind, für diese Standorte für das Aufstellen von 
Müllbehältern eingerichtet werden ( siehe Ziff. 8.2 der Begründung). 

Für die Einmündung der Planstr. A in die uAlte Landstraße11 ist eine Vorfahrtre­
gelung II rechts vor links II vorgesehen. Zur Einhaltung der Sichtverhältnisse sind 
die nach der EAE 85/95 eingetragenen Sichtdreiecke von jeglicher Bebauung 
freizuhalten, Einfriedungen und Bewuchs innerhalb dieser Flachen dürfen eine 
Höhe von 0,70 m nicht überschreiten. 
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Mit Rücksicht auf das Orts- und Landschaftsbild wird die Gemeinde in dem 
1,50m breiten Bankettstreifen an der Planstraße A und im Zuge der Planstraße B 
mehrere Bäume entsprechend der Auswahlliste unter Ziffer 14 dieser Begrün­
dung pflanzen und unterhalten. 

Die zur Erschließung rückwärtig gelegener Grundstücke mit einem Geh-, 
Fahr-, und Leitungsrecht festgesetzten Flächen werden von der Gemeinde im 
Rahmen der Erschließungsarbeiten miterstellt. Diese werden aber Eigentum der 
begünstigten Hinterlieger. 

Die ausgewählten Straßenquerschnitte und deren Trassenführung folgen an­
gemessen dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gemäß 
§ l a BauGB unter Berücksichtigung der Verkehrsicherheit aller Verkehrsteil­
nehmer, insbesondere der Fußgänger und genügen den Ansprüchen einer 
modernen, siedlungssozjologischen Anforderungen einbezjehenden und wirt­
schaftlichen Erschließung. 

Das Baugebiet kann in zwei Erschließungsabschnitten erschlossen werden. 

10. Ruhender Verkehr 

Die nach der Landesbauordnung Schleswig-Holstein erforderlichen Stellplätze 
sind auf den Grundstücken selbst zu errichten. 

Die Festsetzung der öffentlichen Parkplätze richtet sich nach Ziffer 5.2.1.2 der 
EAE 85/95. Danach ist ein Parkplatz für 3 - 6 Wohnungen festzusetzen. Im Hin­
blick auf die dörfliche Bau- und Nutzungsstruktur werden die öffentlichen Park­
plätze in einem Verhältnis von 1 : 5 zu den notwendigen Pflichtstellplätzen fest­
gesetzt. Aufgrund der Festsetzungen des Bebauungsplanes und der Erfahrun­
gen der Gemeinde werden max. 30 Wohneinheiten erwartet. Innerhalb der 
Verkehrsfläche der Planstraße A , der Wendeanlage und dem Ausbau der 
Planstraße B wird die Gemeinde im Rahmen der Erschließung mindestens S 
öffentliche Parkplätze herrichten. 

11. Berüeksfchtfgung der Interessen Jugendlicher und Kinder 
- Spielmöglichkeiten für Kinder -

Die Gemeinde hat im Januar 2001 eine Veranstaltung für Kinder und Jugendli­
che durchgeführt um diesen Gelegenheit zu geben, ihre Vorstellungen und 
Wünsche auch bezüglich des Angebotes zur Freizeitgestaltung in der Gemein­
de Epenwöhrden zu äußern. 

Der Spielplatzbedarf für Kleinkinder ist auf den Grundstücken selbst bereitzustel­
len. 
Innerhalb des Geltungsbereiches des vorliegenden Bebauungsplanes sind kei­
ne öffentlichen Grünflächen für einen Kinderspielplatz für schulpflichtige Kinder 
vorgesehen. 
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Der Spielplatzbedarf für schulpflichtige Kinder soll durch den vorhandenen 
Spielplatz an der Straße „Wittmehren" wahrgenommen werden. Dieser liegt 
im Gebiet des Bebauungsplanes Nr.2, etwa 200 m entfernt und ist für Kinder aus 
dem Plangeltungsbereich gefahrlos und fußläufig zu erreichen. 

12. Immissionsschutz 

Mit unzulässigen Geruchs- oder Lärmimmissionen ist im Plangeltungsbereich 
nicht zu rechnen. 
Die Bundesstraße 5 ist mit ca. 240 m ausreichend entfernt um keine Lärmimmis­
sionen hervorzurufen, die geeignet sind, das Wohnen unzumutbar zu beein­
trächtigen. 

Auch ist der Immissionsschutzabstand zu den, noch im Ort ansässigen landwirt­
schaftlichen Betrieben mit Viehhaltung ausreichend, damit im künftigen „all­
gemeinen Wohngebiet" keine unzumutbaren Belästigungen von Geruchsim­
missionen durch Tierhaltung zu erwarten sind. 

13. Naturschutz und Landschaftspflege 

In der übergeordneten Planung des Landesraumordnungsplanes ( 1998) und 
des Regionalplanes IV ( 1984) ist das Gemeindegebiet als Raum mit besonderer 
Bedeutung für Tourismus und Erholung und weitergehend als Fremdenver­
kehrsentwicklungsraum im Landesinnern sowie als Gebiet mit besondere land­
schaftlicher Erholungseignung gekennzeichnet. 

Die Enichtung der baulichen Anlagen sowie der Erschließungsanlagen inner­
halb des künftigen Baugebietes auf den bisher landwirtschaftlich genutzten 
Grünflächen stellt nach dem Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) Schleswig­
Holstein vom 16.06.1993 einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. 

Nach § 6 LNatSchG sind die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Ver­
wirklichung der Ziele des Naturschutzes auf der Grundlage des Landschafts­
rahmenplanes unter Beachtung der Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung in Landschaftsplänen und ggf. auch durch einen Grünordnungsplan dar­
zustellen. 

Der Landschaftsplan der Gemeinde Epenwöhrden liegt dem Umweltamt des 
Kreises Dithmarschen zur Feststellung vor. 

Im Bereich des Plangeltungsbereiches Teil A gibt es keine Flächen, für die in der 
Schutzgebiets- und Biotopverbundsystemplanung des Landesamtes für Natur 
und Umwelt des Landes Schleswig-Holstein vom September 1997 Aussagen ge­
troffen wurden. 

Der Landschaftsplan kennzeichnet das Plangebiet des Geltungsbereiches Teil 
A als für die kurzfristige Siedlungserweiterung geeignet. 
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Das Gebiet des Teilgeltungsbereiches A 1 ist im Landschaftsplan als Eignungs­
fläche für den Biotopverbund dargestellt mit dem Vorschlag, Maßnahmen zum 
Erhalt/Entwicklung von Extensivgrünland bzw. eine Wiederaufnahme der exten­
siven Nutzung oder der Pflegemahd zu ergreifen. 

Die Gemeinde hat beschlossen, zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes 
für die Teilbereiche A und A 1 einen Grünordnungsplan (GOP) aufzustellen und 
die geeigneten Inhalte in den Bebauungsplan zu übernehmen. 

Eine Vermeidung des Eingriffs ist nicht möglich, da alternative Flächen für die 
Festsetzung von allgemeinen Wohngebieten zur Bereitstellung von Wohnbau­
flächen für den anstehenden örtlichen Bedarf derzeit nicht zur Verfügung ste­
hen. 

Zum Eingriff In die einzelnen Schutzgüter im Plangeltungsbereich A trifft der 
GOP folgende Aussagen: 

• Das zur Zeit landwirtschaftlich genutzte Grünland wird durch die künftige Be­
bauung und die Errichtung von Straßen durch Bodenverdichtungen und 
einer maximalen Bodenversiegelung von ca. 1, 1 ha in seinem natürlichen 
Gefüge negativ beeinflusst. Für den versiegelten Bereich hat der Eingriffei­
ne Zerstörung sämtlicher Bodenfunktionen zur Folge. Ein nunmehr erhöhter 
Abfluss des anfallenden Oberflächenwassers führt zu einer Reduzierung der 
Grundwasserneubildungsrate, zu einer Verminderung der Verdunstung und 
der Luftfeuchte sowie zu einer Erhöhung der Umgebungstemperatur. Die 
Versiegelung stellt somit eine erhebliche Beeinträchtigung von Natur und 
Landschaft dar und ist auszugleichen. Die betroffenen Flächen sind als Flä­
chen von allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz zu bewerten. 

• Die Verringerung der Grundwasserneubildungsrate wird aufgrund der durch 
den hohen Wasserstand ohnehin geringen Neubildungsrate als unerheblich 
eingestuft. 

• Die Auswirkungen des durch den Bebauungsplan verursachten Eingriffs in 
Natur und Landschaft auf das Klima und die Luftverhältnisse werden als un­
erheblich eingestuft. 

• Die Verrohrung des Straßenbegleitgrabens an der Alten Landstraße wird als 
unerheblich eingestuft, da es sich in diesem Fall um einen nicht ständig 
wasserführenden Graben ohne typische Vegetation handelt, von dem au­
ßerdem Teilabschnitte bereits verrohrt sind. 

• Der aus Pappeln und Erlen bestehende Baumbestand im nordwestlichen 
Plangeltungsbereich geht verloren und ist auszugleichen. 

• Die Auswirkungen auf die Tierwelt werden als unerheblich eingeschätzt. 

• Durch die Bebauung geht eine Freiftäche am Ortsrand verloren. Da diese 
jedoch an zwei Seiten an eine bereits vorhandene Bebauung grenzt, ist der 
Eingriff in das Landschaftsbild als gering eingestuft. 

• 
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Der GOF sieht folgende Vorkehrungen zur Vermeidung und Minimierung der 
Beeinträchtigung von Natur und Landschaft vor: 

• Mit der Festsetzung von Baugrenzen und einer Grundflächenzahl von 0,25 
und in Teilbereichen von 0,3 unterhalb der nach § 17 BauNVO zulässigen 
Festsetzung von 0,4 wird der Grad der Versiegelung beschränkt. 

• Die vorhanden Gräben werden durch Festsetzung im Bebauungsplan wei­
testgehend erhalten. 

• Die Gemeinde wird bei der Herstellung der öffentlichen Parkplätze, der 
Gehwege, der mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu Gunsten privater 
Baugrundstücke belasteter Flächen sowie der Planstraße B den Oberflä­
chenbelag in Pflaster ausführen. 

• Für die privaten Stellplätze und Stellplatzzufahrten ist im Bebauungsplan 
textlich festgesetzt, dass eine Versiegelung nur in wasserdurchlässiger Form 
zulässig sind. Zugelassen sind Belagselemente bis zu einer maximalen 
Grundfläche von 0,25 m2

• 

• Zum Schutz des Grundwassers setzt der Bebauungsplan textlich fest, dass 
eine dauerhafte Absenkung oder Maßnahmen , die zu einer dauerhaften 
Absenkung des Grundwasserspiegels führen nicht zulässig sind 

Der GOF führt folgende Maßnahmen mit Ausgleichs- und Ersatzfunktion auf: 

Straßenbegleitgrün: Bäume ohne Standortbindung 
Die Gemeinde wird an geeigneten Stellen innerhalb der Verkehrsflächen und 
an geeigneten Stellen im übrigen Gemeindegebiet insgesamt eine Auswahl 
von 15 Einzelbäumen aus den nachfolgend aufgeführten Arten pflanzen 
( siehe auch Ziffer 1 O dieser Begründung ) ; 

Für den Straßenraum: Schwedische Mehlbeere 
Eberesche 
Spitz-Ahorn 
Berg-Ahorn 
Rotdorn 

Für Feuchtstandorte: Esche 
Schwarz-Erle 
Weidenarten 

Für Standorte in der 
Freien Landschaft: Spitz-Ahorn 

Berg-Ahorn 
Stieleiche 
Sommer-Linde 
Rot-Buche 

(Sorbus intermedia) 
(Sorbus aucuparia) 
(Acer platanoides) 
(Acer pseudoplatanus) 
{Crataegus laevigata) 

(Fraxinus excelsior) 
{Ainus glutinosa) 
(Salix spec.) 

(Acer platanoides) 
(Acer pseudoplatanus) 
( Quercus robur) 
(Tilia platyphylla) 
(Fagus silvatica) 
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Pflanzung von freiwachsenden oder geschnittenen Hecken 
Der Bebauungsplan setzt im Text Teil B unter Ziffer zur Einfriedung der privaten 
Grundstücke zu den öffentlichen Verkehrsflächen u.a. freiwachsende und ge­
schnittene Hecken fest. 

Ausgleich für Eingriffe in den Wasserhaushalt 
Innerhalb des Plangeltungsbereiches Teil A reicht die intensive Grünlandnut­
zung derzeit bis an die Vorfluter heran. Durch die Festsetzungen des Bebau­
ungsplanes wird ein 5 m breiter Uferrandstreifen geschaffen, der lediglich zu 
Unterhaltungszwecken betreten wird. Durch diese Aufwertung für das Gewäs­
ser wird der Eingriff in den Wasserhaushalt als ausgeglichen bewertet. 
Zum Ausgleich für die Verrohrung des Straßenbegleitgrabens entlang der östli­
chen Seite der Alten Landstraße wird die Gemeinde entlang des Grenzgrabens 
der Teilfläche A 1 über die gleiche Länge eine Aufweitung eines vorhandenen 
Grabens vornehmen. 

Flächen für Maßnahmen zum Schutz. zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft 
Zum Ausgleich für die Bodenversiegelung, der in der Bilanzierung des Grünord­
nungsplanes zum Bebauungsplan mit 5.555 m2 ermittelt wurde, hat die Ge­
meinde im Teilgeltungsbereich A 1 des Bebauungsplanes Flächen in einer Aus­
dehnung von ca. 1, 155 ha für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent­
wicklung von Natur und Landschaft mit der Maßnahme extensive Grünland­
nutzung durch Mahd oder Beweidung festgesetzt. 
Durch die weiter extensive Nutzung der Fläche erhöht sich der erforderliche 
Flächenansatz auf 11.11 O m2 gegenüber 5.555 m2 für eine gänzlich der land­
wirtschaftlichen Nutzung entzogenen Fläche. 

Die Gemeinde wird dafür Sorge tragen, dass auf dieser Fläche künftig kein 
Umbruch, keine Neuansaat oder Nachsaat, keine Pflegemaßnahmen, keine 
Düngung, keine Verwendung von chemischen Schädlings- und Unkrautbe­
kämpfungsmitteln sowie sonstigen Mitteln oder Stoffen (z.B. Klärschlamm) 
mehr stattfindet bzw. zur Anwendung kommt. 

Einzelne der angeführten Ausgleichsmaßnahmen dienen gleichzeitig als Aus­
gleich für den Eingriff in das Landschaftsbild, der in der Gesamtbetrachtung 
damit als ausgeglichen bewertet wird. 

15. Kosten / Finanzierung 

15. 1 Kosten: 

Für die Herrichtung des Bebauungsplangebietes werden folgende Kosten ge­
schätzt: 
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a) Grunderwerb 

b) Erschließungskosten 
{Ausbau und Anbindung der öffentlichen 
Verkehrsflächen, der mit Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten zu belastenden Flächen 
einschl. der Ober flächenentwässerung 
und Beleuchtung) 

c) Bauleitplanung/Grünordnungsplanung 

e) Abwasserbeseitigung 

15.2 Finanzierung: 

rd. 250.000DM 

rd. 475.000DM 

rd. 32.SOODM 

rd. 175.000DM 

Die zur Umsetzung des Bebauungsplanes erforderlichen Flächen im Plangel-
,.._,,,,J tungsbereich Teil A ist von der Gemeinde zum Zwecke der Baulanderschlie­

ßung erworben worden. 

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand nach § 127 BauGB beträgt rd. 
475.000 DM. Der, der Gemeinde aus diesen Maßnahmen entstehende Kosten­
anteil beträgt 10 % des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes, mithin rd. 
47.500 DM. Der nach dem BauGB beitragsfähige Erschließungsaufwand wird 
über Vorausleistungen der Erschließungsbeiträge und aus den Grundstücksver­
käufen finanziert. Der gemeindliche Anteil wird rechtzeitig bei der Finanzpla­
nung der Gemeinde berücksichtigt. Sofern die gemeindliche Satzung zur Erhe­
bung von Erschließungsbeiträgen unvollständig oder unzureichend ist, wird die­
se entsprechend geändert. 

Aufwendungen für die zentrale Kläranlage fallen nicht an, da die vorhandene 
gemeinschaftlich betriebene Kläranlage der Gemeinden Epenwöhrden und 
Nordermeldorf ausreicht um den vermehrten Schmutzwasseranfall auf­
zunehmen und zu behandeln. Für die Aufwendungen der Schmutzwasserkana­
lisation werden kostendeckende Beiträge nach dem Kommunalen Abgaben­
gesetz (KAG) erhoben. Die Satzung wird entsprechend geändert bzw. erwei­
tert, wenn dies erforderlich wird. 

Die Aufwendungen für die Herstellung der Wasserversorgungseinrichtungen 
trägt der Wasserbeschaffungsverband Süderdithmarschen. Die Finanzkraft der 
Gemeinde wird nicht belastet. 

Die privaten Zuwegungen {mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden 
Flächen zu Gunsten der Anlieger) werden im Zuge der Erschließung von der 
Gemeinde ausgebaut. Die Kosten hierfür werden zunächst von der Gemeinde 
vorfinanziert. Eine Refinanzierung ist über die Grundstücksverkäufe aller Grund­
stücke vorgesehen. Die betroffenen Flächen sind durch die hinterliegenden 
Grundstückseigentümer zu erwerben und verbleiben nach dem Ausbau in de-
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ren Eigentum. Unterhaltungsarbeiten und Folgekosten entstehen der Ge­
meinde durch die vorgenannten Maßnahmen nicht. 

Mit den Erschließungsarbeiten zum Bebauungsplangebiet soll im Jahr 2001 be­
gonnen werden. Die Planungskosten werden nac h Rechtskratt des Bebauungs­
planes, voraussichtlich im Nachtragshaushalt für das Jahr 2001 d urch a llge­
meine Haushaltsmittel berücksichtigt. 

Epenwöhrden, den -~~.:.P:?.-.:~9..Q.*.- _ cfi,1._i..1...1 __ {~------~--. 
- Gemeinde Epenwöhrden -

Icpr:,N°•w)fEfllinE - Bürgermeister -
A!J 0HRDEN 

KlllJM DitHMAßscEU:N 
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